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In der Praxis kommt es immer wieder vor, dass in Festsetzungen
von Bebauungsplänen auf private Regelwerke verwiesen wird.
Solche privaten technischen Regelwerke sind etwa die Vorschrif-
ten des Deutschen Instituts für Normung (DIN-Vorschriften) oder
des Verbands der Elektrotechnik, Elektronik und Informations-
technik (VDE-Vorschriften). So wird beispielsweise im Rahmen der
Geräuschkontingentierung (DIN 45691) – etwa bei der Festset-
zung flächenbezogener Schallleistungspegel – oder bei Anforde-
rungen an den Schallschutz im Hochbau (DIN 4109) oft auf DIN-
Vorschriften Bezug genommen.
Problematisch ist bei einer solchen Verweisung, dass die techni-
schen Regelwerke nicht für jedermann ohne weiteres frei zugäng-
lich sind. Vielmehr sind die urheberrechtlich geschützten Regel-
werke für den Privaten nur entgeltlich zu erwerben, wobei die
Preise teils erheblich sein können.1  Da der Bebauungsplan aber
eine Rechtsnorm ist (§ 10 I BauGB), entstehen Spannungen mit
Blick auf das rechtsstaatliche Publizitätsgebot. So ist es nicht ver-
wunderlich, dass sich auch die Oberverwaltungsgerichte und das
Bundesverwaltungsgericht immer wieder mit Problemstellungen
rund um die Verweisung auf technische Regelwerke in Bebau-
ungsplänen beschäftigten.2  Im Folgenden soll anhand der aktu-
ellen Rechtsprechung auf die rechtlichen Anforderungen einge-
gangen werden, die an eine solche konkrete Verweisung gestellt
werden. Hierbei ist zwischen der Verkündung bzw. der Bekannt-
machung des Bebauungsplans und der öffentlichen Auslegung
des Planentwurfs bzw. der Stellungnahme im Rahmen des Auf-
stellungsverfahrens zu unterscheiden.
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Aus dem Rechtstaatsprinzip (Art. 20 III GG) folgt das Publizitäts-
gebot nach dem Rechtsnormen zu verkünden bzw. bekannt zu
machen sind.3  Unter der Verkündung bzw. Bekanntmachung ei-
ner Rechtsnorm versteht man dabei regelmäßig die Zugänglich-
machung der Norm für die Öffentlichkeit, damit diese sich
verlässlich Kenntnis von deren Inhalt verschaffen kann, wobei die
Möglichkeit der Kenntnisnahme nicht in unzumutbarer Weise er-
schwert werden darf.4  Das Bundesverfassungsgericht sieht in der
Verkündung „einen integrierenden Teil der förmlichen Gesetzge-
bung“, sodass die Verkündung letztlich eine Bedingung für die
Geltung der Rechtsnorm ist.5  Sie beendet das Rechtssetzungs-
verfahren und erklärt die Rechtsnorm zum Bestandteil der Rechts-
ordnung.6  Da das Rechtsstaatsprinzip nicht alle Einzelheiten vor-
gibt, obliegt es dem jeweils zuständigen Normgeber, die Einzel-
heiten des Verkündungsverfahrens entsprechend den Anforderun-
gen des Rechtsstaatsprinzips auszugestalten.7

Gemäß § 10 III BauGB ist die Erteilung der Genehmigung oder,
soweit eine Genehmigung nicht erforderlich ist, der Beschluss des
Bebauungsplans durch die Gemeinde ortsüblich bekannt zu ma-
chen.8  Der Bebauungsplan ist mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 10 a I BauGB zu jedermanns
Einsicht bereitzuhalten. Der § 10 III BauGB formuliert die von dem
rechtsstaatlichen Publizitätsgebot vorgegebene Anforderung, dass
der Bebauungsplan als Rechtsnorm verkündet werden muss, da
er – wie soeben skizziert – nur so Geltung gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern beanspruchen kann.9
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Den oben herausgearbeiteten Anforderungen des Publizitäts-
gebots und den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Verkün-
dung steht ein Verweis in den Festsetzungen des Bebauungsplans
auf eine Vorschrift in einem technischen Regelwerk nicht grund-
sätzlich entgegen.10  Dies gilt auch dann, wenn sich erst in Zusam-
menschau mit dieser Vorschrift ergibt, unter welchen Vorausset-
zungen das Vorhaben bauplanungsrechtlich zulässig ist.11  Die
Ansicht, dass die Vorschrift als Verweisungsobjekt wie die Verwei-
sungsnorm verkündet werden sein muss,12  ist überholt.13  Sie muss
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lediglich in einer Weise veröffentlicht werden, die hinsichtlich der
Zugänglichkeit und Verlässlichkeit mit der Veröffentlichung in ei-
nem amtlichen Publikationsorgan vergleichbar ist.14

Eine textliche Festsetzung, die auf eine Vorschrift eines techni-
schen Regelwerks Bezug nimmt, ist daher grundsätzlich zulässig
und begegnet keinen grundlegenden rechtlichen Bedenken. Vor-
aussetzung ist aber, dass dem Planbetroffenen durch diese Ver-
weisung der Zugang zum Inhalt der Norm nicht in unzumutbarer
Weise erschwert wird.15
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Verweist eine Festsetzung des Bebauungsplans auf die Vorschrift
eines technischen Regelwerks und ergibt sich erst aus dieser Vor-
schrift, wann ein Vorhaben bauplanungsrechtlich zulässig ist, muss
die Gemeinde als Plangeberin sicherstellen, dass der Planbetrof-
fene auf verlässlichem Wege Kenntnis von dem Inhalt dieser Vor-
schrift erlangen kann.16  Dies gilt nicht nur für den Fall, dass der
Plangeber eine Regelung trifft, nach der sich die Zulässigkeitsvor-
aussetzungen allein aus dem technischen Regelwerk ergeben,
sondern auch für den Fall, dass die Festsetzung die Zulässigkeits-
voraussetzungen zwar im Wesentlichen selbst bestimmt, die Zu-
lässigkeit des Vorhabens im Einzelnen jedoch durch Methoden
und Berechnungsverfahren bestimmt wird, die sich wiederum nur
in der Vorschrift des technischen Regelwerks enthalten sind.17

Die einfache Bekanntmachung nach § 10 III BauGB reicht für eine
solche Sicherstellung dabei nicht aus.18  Ebenso ein Hinweis auf
die Bezugsquelle bzw. auf die Möglichkeit des käuflichen Erwerbs
der Vorschrift ist mit Blick auf das Publizitätsgebot unzureichend.19

Vielmehr muss die Gemeinde die Vorschrift des technischen Regel-
werks bei der Verwaltungsstelle, bei der auch der Bebauungsplan
eingesehen werden kann, zur Einsicht bereithalten und darauf in
der Bebauungsplanurkunde (etwa in der Festsetzung) ausdrück-
lich hinweisen.20  Nachdem das Bundesverwaltungsgericht in sei-
ner Entscheidung vom 18. August 2016 noch offengelassen hat-
te, ob ein solcher Hinweis auch in der ortsüblichen Bekanntma-
chung erfolgen könne21 , schloss es sich nun der bereits in der
Literatur22  und auch obergerichtlich23  vertretenen Auffassung an,
dass der gebotene Hinweis alternativ auch in der Bekanntma-
chung erfolgen könne.24  Es führt insoweit überzeugend aus, dass
mit Blick auf § 10 III 3 BauGB, nach dem in der Bekanntmachung
darauf hinzuweisen ist, wo der Bebauungsplan eingesehen wer-
den kann, eine andere Handhabung bei den technischen Regel-
werken nicht erforderlich sei.25  Dies gilt unabhängig davon, ob
die Genehmigung des Bebauungsplan (§ 10 III 1, 1. Alt. BauGB)
oder der Satzungsbeschluss (§ 10 III 1, 2. Alt. BauGB) bekannt
gemacht werden muss. Unabhängig von dem Inhalt der Bekannt-
machung, stellen sich mit Blick auf § 10 III 3 BauGB und den
Hinweis, wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann, in bei-
den Konstellationen die gleichen Anforderungen.26  Anknüpfend
an die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Juni
2020, muss daher der mit § 10 III 3 BauGB vergleichbare Hin-
weis auf die Einsichtsmöglichkeit der Vorschriften der technischen
Regelwerke ebenfalls – soweit er nicht schon in der Planurkunde
enthalten ist – sowohl bei der Bekanntmachung der Genehmi-
gung als auch bei der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
enthalten sein.

Die Anforderungen an die Sicherstellung der Kenntnisnahme gel-
ten unabhängig davon, wie sich der Adressatenkreis des Bebau-
ungsplans im Einzelfall zusammensetzt. Da der Geltungsbereich
eines Bebauungsplans in der Regel keine homogene Personen-
gruppe als Adressatenkreis betrifft, dürfen aus Gründen der Gleich-
behandlung der Grundstückseigentümer keine unterschiedlichen
Anforderungen an die Möglichkeit der Kenntnisnahme gestellt
werden.27 Dies gilt auch dann, wenn sich der Kreis der Planbe-
troffenen auf geschäftserfahrene und am Wirtschaftsleben aktiv
teilnehmende Kaufleute sowie die öffentliche Hand verengt.28  Eine
solche Ausnahme scheidet schon aus Gründen der Rechtssicher-
heit aus.29  Werden die soeben dargestellten Anforderungen nicht
eingehalten, führt dies zur Rechtsunwirksamkeit des Bebauungs-
plans, § 214 I 1 Nr. 4 BauGB.30  Dieser Fehler kann aber in einem
ergänzenden Verfahren nach § 214 IV BauGB geheilt werden.31

Für eine wirksame Heilung muss der Hinweis in die Planurkunde
aufgenommen und der Bebauungsplan erneut bekannt gemacht
werden.32  Mit Blick auf die neue Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts wird es aber auch ausreichen, im Rahmen der
erneuten Bekanntmachung des Bebauungsplans auf die Einsichts-
möglichkeit hinzuweisen.

Eine Ausnahme von den soeben aufgezeigten Anforderungen gilt
nur dann, wenn die Vorschrift des technischen Regelwerks über
eine entsprechende landesgesetzliche Ermächtigung33  in den tech-
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nischen Baubestimmungen des Landes34  abgedruckt wurde und
damit Teil dieser Verwaltungsvorschrift geworden ist und mit der
Verwaltungsvorschrift im Verkündungsblatt bekannt gemacht  wur-
de.35 In diesem Fall entfällt die Bereithaltungs- und Hinweis-
pflicht.36 Dies ist schlüssig, da dem Publizitätserfordernis schon
durch die Veröffentlichung Rechnung getragen worden ist.

II.II.II.II.II. AnfAnfAnfAnfAnforororororderderderderderungungungungungen bei der Been bei der Been bei der Been bei der Been bei der Bettttteiligung der Öfeiligung der Öfeiligung der Öfeiligung der Öfeiligung der Öffentlicfentlicfentlicfentlicfentlichkhkhkhkhkeiteiteiteiteit
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Der Verweis auf die Vorschrift eines technischen Regelwerks kann
auch bei der Auslegung im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung
nach § 3 II BauGB eine Rolle spielen. Dabei ist zunächst unstrit-
tig, dass im Rahmen der Bekanntmachung der Offenlage der Plan-
unterlagen kein besonderer Hinweis auf die Vorschrift des techni-
schen Regelwerks und den Ort, wo man diese einsehen kann, er-
forderlich ist. Bei der eigentlichen Offenlage der Planunterlagen
ist sodann zwischen der Konstellation, in der die Verweisung in
einer eingereichten Stellungnahme enthalten ist und der Konstel-
lation, in der die Verweisung im Planentwurf enthalten ist, zu
unterscheiden.
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Im Rahmen der Bekanntmachung der Offenlage der Planunter-
lagen ist die Gemeinde nicht verpflichtet, auf eine Vorschrift ei-
nes technischen Regelwerks, die in einer textlichen Festsetzung
erwähnt wird, und die Stelle, an welcher diese eingesehen wer-
den kann, besonders hinzuweisen.37  Die Bekanntmachung hat
insoweit nur eine Anstoßfunktion und muss die Planunterlagen
nicht so detailliert wiedergeben, dass eine Einsicht in die Plan-
unterlagen vor Ort entbehrlich wird.38

2.2.2.2.2. VVVVVerererererwwwwweis auf ein teis auf ein teis auf ein teis auf ein teis auf ein tececececechnischnischnischnischnisches Rhes Rhes Rhes Rhes Regegegegegelwelwelwelwelwerererererkkkkk
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Gemäß § 3 II 1 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitpläne mit
der Begründung und den nach Einschätzung der Gemeinde we-
sentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men öffentlich auszulegen. In seinem Beschluss vom 11. August
2016 stellte das Bundesverwaltungsgericht fest, dass die Gemein-
de nicht verpflichtet sei, Vorschriften aus technischen Regelwerken
auszulegen, wenn auf diese Vorschriften in einer umweltbezogenen
Stellungnahme Bezug genommen wird.39  Der § 3 II 1 BauGB
enthalte auch keine Verpflichtung dahingehend, diese Vorschrift
beim Verfasser der Stellungnahme nachzufordern oder diese im
Fachhandel käuflich zu erwerben.40  Aus dem Wortlaut „bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen“ ergebe sich,
dass sich die Pflicht zur Auslegung nur auf das der Gemeinde
Angediente beschränke.41  Dementsprechend seien die in Bezug
genommenen Vorschriften technischer Regelwerke nur auszule-
gen, wenn sie vom Verfasser der Stellungnahme selbst beigefügt
wurden.42  Damit habe es mit der Auslegung der Stellungnahme
sein Bewenden.43  § 3 II 1 BauGB biete insoweit Spielraum für

die Eigeninitiative der interessierten Mitglieder der Öffentlichkeit,
sich selbst Kenntnis vom Inhalt der Regelwerke zu verschaffen.44

Diese recht zurückhaltende Rechtsprechung im Zusammenhang
mit der Offenlage von Bebauungsplanentwürfen wird nicht un-
kritisch gesehen. So sei ein Wertungswiderspruch zu der Recht-
sprechung im Zusammenhang mit der Verkündung des Bebau-
ungsplans zu sehen, da nicht erkennbar sei, warum es dem Plan-
betroffenen bei der Offenlage zumutbar sein soll, sich selbst Kennt-
nis von dem Inhalt zu verschaffen, wenn bei der Verkündung des
Bebauungsplans diese Eigeninitiative gerade nicht gefordert wer-
den dürfe.45  Für Külpmann besteht dieser Widerspruch nicht, da
im Fall der Auslegung die technischen Normen nur Material für
die Planaufstellung seien, bei der Verkündung indes seien sie Teil
der normativen Regelung.46

Der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist jedenfalls
dahingehend zu folgen, dass die Gemeinde nicht verpflichtet ist,
die Vorschriften eines technischen Regelwerks bereit zu halten,
auf die in einer eingereichten Stellungnahme verwiesen wird.47

Der Gemeinde ist es nicht zumutbar, diese von ihr nicht veranlasste
Mehrbelastung zu tragen. In diesem Fall greift auch das Wortlaut-
argument des Bundesverwaltungsgerichts, dass nur die „bereits
vorliegenden“ Stellungnahmen ausgelegt werden müssen. Der
§ 3 II 1 BauGB und die ihm zugrundeliegenden europa- und völ-
kerrechtlichen Vorgaben erfordern insoweit keinen strengeren Maß-
stab.48

34 Bsp.: Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen für das Land Ba-
den-Württemberg v. 20.12.2017.

35 OVG Rh.-Pf., Urt. v. 31.3.2004 – 8 C 11785.03 OVG – Rdnr. 23 (juris); VGH BW,
Urt. v. 19.10.2010 – 3 S 1666/08 – Rdnr. 22 (juris); Reidt, in: Battis/
Krautzberger/Löhr, BauGB, 14. Aufl. (2019), § 10, Rdnr. 32; Ziegler, DVBl.
2016, 551 (554).

36 VGH BW, Beschl. v. 27.8.2019 – 8 S 1207/18 –, Rdnr. 10 (juris).

37 OVG Rh.-Pf., Urt. v. 8.6.2011 – 1 C 11199/10 –, Rdnr. 22 (juris).

38 OVG Rh.-Pf., Urt. v. 8.6.2011 – 1 C 11199/10 –, Rdnr. 22 (juris).

39 BVerwG, Beschl. v. 11.08.2016, - 4 BN 23/16 -, Rdnr. 3 (juris); im Ergebnis
auch: NdsOVG, Urt. v. 16.11.2017 – 1 KN 54/16 –, Rdnr. 51 (juris).

40 BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016 – 4 BN 23/16 – Rdnr, 3 (juris).

41 BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016 – 4 BN 23/16 –, Rdnr. 3 (juris).

42 BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016 – 4 BN 23/16 –, Rdnr. 3 (juris).

43 BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016 – 4 BN 23/16 –, Rdnr. 3 (juris).

44 BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016 – 4 BN 23/16 –, Rdnr. 3 (juris).

45 Schröer/Kümmel, NVwZ 2017, 1269 (1271), vgl. auch Battis, in: Battis/
Krautzberger/Löhr, BauGB, 14. Aufl. 2019, § 3, Rdnr. 13.

46 Külpmann, jurisPR-BVerwG 20/2016 Anm. 6; in diese Richtung auch: Gatz,
in: BerlKO BauGB, 43. Lfg. (Stand: August 2018), § 3, Rdnr. 17.

47 So auch: Arenz, UPR 2017, 92 (94).

48 Arenz, UPR 2017, 92 (94).
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Anders könnte die Frage aber beurteilt werden, wenn in dem
Bebauungsplanentwurf selbst in einer Festsetzung auf ein techni-
sches Regelwerk verwiesen wird. In diesem Fall wurde die Verwei-
sung von der Gemeinde veranlasst und ist Teil ihrer Planung. Zu-
dem greift in dieser Konstellation das Wortlautargument des Bun-
desverwaltungsgerichts nicht.49  Es ist ihr daher grundsätzlich zu-
mutbar, die Vorschriften der technischen Regelwerke in diesem
Fall bereitzustellen. Dies gilt umso mehr, wenn man der Auffas-
sung ist, dass die Gemeinde grundsätzlich auch im Normsetzungs-
verfahren berechtigt ist, nach § 45 I UrhG eine kostengünstige
Kopie der betreffenden Vorschrift anzufertigen.50  Den Plan-
betroffenen soll jedenfalls im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteili-
gung die Möglichkeit gegeben werden, sich über die Planung zu
informieren und in Gestalt von Einwendungen an dieser auch
mitzuwirken.51  Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 II BauGB
dient mithin der Stärkung der demokratischen Mitwirkungsrech-
te der Bürger.52  Die Möglichkeit der Mitwirkung wird aber be-
schränkt, wenn die Reichweite der Festsetzung aufgrund einer
Verweisung auf eine nicht öffentlich einsehbare private Vorschrift
für den Bürger nicht hinreichend erkennbar ist, er also nicht die
Möglichkeit hat, den künftigen Regelungsgehalt komplett zu er-
fassen und zu würdigen.53

Nach der Auffassung des Oberverwaltungsgerichts für das Land
Schleswig-Holstein müssen auch die im Planentwurf zitierten Vor-
schriften aus den technischen Regelwerke nicht durch die Gemein-
de ausgelegt werden, da diese Vorschriften nicht zu den
auslegungspflichtigen Unterlagen i.S.d. § 3 II BauGB gehören
würden.54  In seinem Beschluss vom 11. August 2018, mit dem die
Bescwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil
des Oberverwaltungsgerichts für das Land Schleswig-Holstein zu-
rückgewiesen wurde, geht das Bundesverwaltungsgericht nicht
ausdrücklich auf diese Fallkonstellation ein, widerspricht der Ent-
scheidung des Oberverwaltungsgerichts aber auch nicht.55  Es ist
daher davon auszugehen, dass auch das Bundesverwaltungsge-
richt in dieser Konstellation davon ausgeht, dass die Gemeinde
nur bei der Verkündung des Bebauungsplans gefordert sei.56

Mit Blick auf die Praxis ist es gleichwohl der sicherste Weg, dass
die Gemeinde im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 II BauGB jedenfalls die Vorschriften der technischen Regel-
werke auslegt, die im Planentwurf in einer textlichen Festsetzung
enthalten sind.57  Hierdurch entsteht ihr auch kein Mehraufwand,
da diese Vorschriften – sofern die Festsetzung im Bebauungsplan
aufgenommen und die Vorschrift zwischenzeitlich nicht aktuali-
siert wird – spätestens und dann zwingend im Rahmen der Ver-
kündung ausgelegt werden muss.

III.III.III.III.III. FFFFFazitazitazitazitazit

Eine Bezugnahme oder Verweisung in einer Festsetzung auf eine
Vorschrift eines privaten technischen Regelwerks ist grundsätz-
lich zulässig. Bei der Verkündung des Bebauungsplans gemäß
§ 10 III BauGB muss die Gemeinde aber zwingend die entspre-
chende Vorschrift zur Einsicht bereithalten undundundundund auf die Einsichts-
möglichkeit in der Planurkunde oder der Bekanntmachung des
Bebauungsplans hinweisen.

Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 II 1 BauGB muss die
Gemeinde die Vorschriften grundsätzlich nicht bereithalten, wenn
in einer abgegebenen Stellungnahme auf ein technisches Regel-
werk verwiesen wird. Für den Fall, dass im Planentwurf auf eine
Vorschrift eines technischen Regelwerks verwiesen wird, sollte diese
aber vorsorglich mit ausgelegt werden, wobei aber auch in die-
sem Fall die Rechtsprechung bisher keine Verpflichtung der Ge-
meinde zur Offenlage postuliert.

49 Arenz, UPR 2017, 92 (95).

50 Vgl. Waechter, NVwZ 2013, 1251 (1253 ff.); Problematisch ist insoweit, ob
man die Planbetroffenen als Verfahrensbeteiligte i.S.d. § 45 UrhG qualifizie-
ren kann. Mit Blick auf einen von § 13 VwVfG abweichenden urheberrechtli-
chen Beteiligtenbegriff und der Einschränkung, dass bereits eine Äußerung
durch den Betroffenen abgegeben wurde, dies tendenziell bejahend: Waechter,
NVwZ 2013, 1251 (1254).

51 Vgl. Gatz, in: BerlKO BauGB, 43. Lfg. (Stand: August 2018), § 3, Rdnr. 1.

52 Hendler, Die bürgerschaftliche Mitbestimmung an der städtebaurechtlichen
Planung, 1970, S. 24/33; Schrödter/Wahlhäuser, in: Schrödter, BauGB, 9. Aufl.
(2019), § 3, Rdnr. 3.

53 So auch: Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 14. Aufl. 2019, § 3,
Rdnr. 13; a.A.: Arenz, UPR 2017, 92 (95 f.) mit der Begründung, der Anstoß-
funktion der Offenlage werde auch ohne Bereitstellung der technischen Regel-
werke hinreichend Genüge getan.

54 OVG S-H, Urt. v. 2.12.2015 - 1 KN 6/15 -, Rdnr. 32 (juris); bestätigt durch:
BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016, - 4 BN 23/16 -, Rdnr. 3 (juris).

55 Arenz, UPR 2017, 92 (96).

56 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 11.8.2016, - 4 BN 23/16 -, Rdnr. 3 (juris); so auch
Beschl. v. 18.8.2016 – 4 BN 24.16; Arenz, UPR 2017 (96).

57 Dies wird auch in der Praxis so gehandhabt, vgl. HessVGH, Urt. v. 29.6.2016
– 4 C 1440/14.N –, Rdnr. 55 (zitiert nach juris).
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